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         Ordnung für die Zentrale Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertragsrechtes im kirchlichen Dienst (Zentral-KODA-Ordnung)

      

      
         vom 22. Dezember 1998 (ABl. 1999, S. 25),
         

      

      
         neu gefasst am 4. Dezember 2013 (ABl. 2013, S. 223)
         

      

      
            Präambel

         

          1 Die katholische Kirche hat das verfassungsrechtlich abgesicherte Recht, die Arbeitsverhältnisse im kirchlichen Dienst als
            ihre Angelegenheit selbstständig zu ordnen.  2 Um dem kirchlichen Sendungsauftrag und der daraus folgenden Besonderheit der Dienstgemeinschaft gerecht zu werden und um die
            Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemäß Art. 7 Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher
            Arbeitsverhältnisse (Grundordnung) an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, wird zur Förderung und Aufrechterhaltung
            der Einheit des kirchlichen Arbeitsvertragsrechts und zur Sicherung der Glaubwürdigkeit des kirchlichen Dienstes auf der Ebene
            der Deutschen Bischofskonferenz folgende Ordnung erlassen:
         

      

      
                     § 1 Aufgabe der Zentral-KODA und Geltungsbereich

                  

                  Die Zentral-KODA1 wirkt mit bei der Sicherung der Einheit und Glaubwürdigkeit des kirchlichen Dienstes in allen Diözesen und für alle der Kirche
                     zugeordneten Einrichtungen im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz.
                  

               

            

         

      

      
                     § 2 Organe der Zentral-KODA

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zentral-KODA erfüllt nach Maßgabe der in dieser Ordnung geregelten Zuständigkeiten ihre Aufgaben durch
                  

                  
                     	
                        die Zentrale Kommission (ZK) und

                     

                     	
                        den Arbeitsrechtsausschuss (ARA).

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder der Zentralen Kommission und des Arbeitsrechtsausschusses sind an die „Grundordnung des kirchlichen Dienstes
                     im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ und die anderen Kirchengesetze in ihrer jeweiligen Fassung gebunden.
                  

               

            

         

      

      
                     § 3 Aufgaben der Zentralen Kommission

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aufgabe der Zentralen Kommission ist die Beschlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und Beendigung von Arbeitsverhältnissen
                     mit kirchlichen Rechtsträgern im Geltungsbereich der Grundordnung in folgenden Angelegenheiten:
                  

                  
                     	
                        Ausfüllung von Öffnungsklauseln in staatlichen Gesetzen,

                     

                     	
                        Fassung von Einbeziehungsabreden für Arbeitsverträge hinsichtlich der Loyalitätsobliegenheiten und Nebenpflichten gemäß der
                           Grundordnung,
                        

                     

                     	
                        kirchenspezifische Regelungen

                        
                           	
                              für die Befristung von Arbeitsverhältnissen, soweit nicht bereits von Nr. 1 erfasst,

                           

                           	
                              Regelungen für den kirchlichen Arbeitszeitschutz, insbesondere für den liturgischen Dienst,

                           

                           	
                              für Mehrfacharbeitsverhältnisse bei verschiedenen Dienstgebern,

                           

                           	
                              für die Rechtsfolgen des Wechsels von einem Dienstgeber zu einem anderen Dienstgeber.

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Solange und soweit die Zentrale Kommission von ihrer Regelungsbefugnis keinen Gebrauch gemacht hat oder macht, haben die anderen
                     aufgrund Art. 7 Grundordnung errichteten Kommissionen die Befugnis zur Beschlussfassung über Rechtsnormen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zentrale Kommission kann den anderen nach Art. 7 Grundordnung gebildeten Kommissionen nach Maßgabe des § 4 Ziff. 7 Empfehlungen für die Beschlussfassung über Rechtsnormen geben.
                  

               

            

         

      

      
                     § 4 Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses

                  

                  Der Arbeitsrechtsausschuss hat im Bereich des Arbeitsrechts folgende Aufgaben:

                  
                     	
                        Informations- bzw. Meinungsaustausch zu allen Fragen und Auswirkungen des Arbeitsrechts,

                     

                     	
                        Koordinierung der Positionen,

                     

                     	
                        Beobachtung der arbeitsrechtlichen Landschaft (Monitoring),

                     

                     	
                        Erarbeitung von Positionen der Zentral-KODA; Information und Beratung des Katholischen Büros in Berlin,

                     

                     	
                        Mitwirkung bei der Gestaltung innerkirchlicher Ordnungen,

                     

                     	
                        Vorbereitung der Sitzungen der Zentralen Kommission,

                     

                     	
                        Entscheidung über die Zuweisung von Empfehlungsmaterien an die Zentrale Kommission.

                     

                  

               

            

         

      

      
                     § 5 Zusammensetzung der Zentralen Kommission

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Zentralen Kommission gehören jeweils 21 Vertreter der Dienstgeber und der Dienstnehmer an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die Bistümer entsenden insgesamt 14 Vertreter der Dienstgeber und 14 Vertreter der Dienstnehmer nach folgendem Schlüssel:
                  

                  
                     	
                        Bayern mit den (Erz-)Bistümern Augsburg, Bamberg, Eichstätt, München-Freising, Passau, Regensburg, Würzburg 3 Mitglieder

                     

                     	
                        Nordrhein-Westfalen mit den (Erz-)Bistümern Aachen, Essen, Köln, Münster, Paderborn 3 Mitglieder

                     

                     	
                        Mittelraum mit den (Erz-)Bistümern Fulda, Limburg, Mainz, Speyer, Trier 2 Mitglieder

                     

                     	
                        Nord-Ost mit den (Erz-)Bistümern Hamburg, Hildesheim, Osnabrück, Berlin, Erfurt, Dresden-Meißen, Görlitz, Magdeburg, Offizialatsbezirk
                           Oldenburg 4 Mitglieder
                        

                     

                     	
                        Süd-West mit den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 2 Mitglieder.

                     

                  

                   2 Die Vertreter der Dienstgeber werden durch den Verwaltungsrat des Verbandes der Diözesen Deutschlands auf Vorschlag der Mitglieder
                     der Kommission für Personalwesen des Verbandes der Diözesen Deutschlands aus deren Reihe bestellt.  3 Die Vertreter der Dienstnehmer werden von Vertretern der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den in der Region bestehenden
                     Kommissionen nach Art. 7 Grundordnung aus ihrer Mitte gewählt.  4 Das Nähere wird in einer von den Bischöfen der jeweiligen Region zu erlassenden Wahlordnung geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Dienstgeber der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes wählen aus ihrer Mitte sieben Vertreter.
                      2 Die Dienstnehmer der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes wählen aus ihrer Mitte sieben Vertreter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Die Amtszeit der einzelnen Mitglieder endet mit Ablauf der Amtsperiode der entsprechenden Bistums-/Regional-KODA bzw. der
                     Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes und mit Beendigung der Mitgliedschaft in diesen Kommissionen.
                      2 Bei Ablauf der Amtszeit und bei vorzeitigem Ausscheiden erfolgen Berufung und Wahl sowie Entsendung nach Maßgabe der Bestimmungen
                     in den Abs. 2 bis 4.
                  

               

            

         

      

      
                     § 6 Zusammensetzung des Arbeitsrechtsausschusses

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Arbeitsrechtsausschuss besteht aus 24 stimmberechtigten Mitgliedern: Je sechs Vertretern der Dienstgeber und der Dienstnehmer
                     jeweils aus dem verfassten Bereich und der Caritas, darunter der/dem Vorsitzenden und der/ dem stellvertretenden Vorsitzenden
                     der Zentralen Kommission.  2 Die Vertreter werden von den jeweiligen Seiten aus ihrer Mitte gewählt.  3 Es können nur Vertreter gewählt werden, die gleichzeitig Mitglied der Zentralen Kommission sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Als ständige Berater gehören dem Arbeitsrechtsausschuss an: Je ein Vertreter des Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD),
                     des Deutschen Caritasverbandes (DCV), der Deutschen Ordensobernkonferenz (DOK) sowie des Katholischen Büros in Berlin und
                     drei Vertreter der Bundesarbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen (BAG-MAV).  2 Die in diesem Absatz genannten Vertreter haben kein Stimmrecht.
                  

               

            

         

      

      
                     § 7 Vorsitzende(r) und stellvertretende(r) Vorsitzende(r)

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die/Der Vorsitzende und die/der stellvertretende Vorsitzende werden von der Gesamtheit der Kommissionsmitglieder geheim gewählt,
                     und zwar die/der Vorsitzende in zweijährigem Wechsel, einmal aus der Reihe der Dienstgebervertreter und das andere Mal aus
                     der Reihe der Dienstnehmervertreter, die/der stellvertretende Vorsitzende aus der jeweils anderen Seite.  2 § 11 Abs. 3 findet Anwendung.  3 Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder der Zentralen Kommission auf sich vereinigt.  4 Kommt in zwei Wahlgängen die erforderliche Mehrheit nicht zustande, so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang die meisten
                     Stimmen auf sich vereinigt.  5 Bis zur Wahl der/des Vorsitzenden und der/des stellvertretenden Vorsitzenden leitet das nach Lebensjahren älteste Mitglied
                     die Sitzung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Scheidet die/der Vorsitzende oder die/der stellvertretende Vorsitzende vorzeitig aus, findet für den Rest des Zwei-Jahres-Zeitraumes
                     eine Nachwahl statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die/Der Vorsitzende der Zentralen Kommission ist zugleich Vorsitzende(r) des Arbeitsrechtsausschusses, die/der stellvertretende
                     Vorsitzende der Zentralen Kommission ist zugleich stellvertretende(r) Vorsitzende(r) des Arbeitsrechtsausschusses.
                  

               

            

         

      

      
                     § 8 Rechtsstellung

                  

                  Die Rechtsstellung der Mitglieder der Zentral-KODA richtet sich nach den Ordnungen der sie entsendenden Gremien.

               

            

         

      

      
                     § 9 Freistellung

                  

                   1 Die Mitglieder der Zentral-KODA, die im kirchlichen Dienst stehen, sind zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben im
                     notwendigen Umfang von der dienstlichen Tätigkeit freizustellen, insbesondere für die Teilnahme an den Sitzungen der Zentralen
                     Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses und der sonstigen Ausschüsse sowie für deren Vorbereitung.  2 Die Freistellung beinhaltet den Anspruch auf Reduzierung der übertragenen Aufgaben.
                  

               

            

         

      

      
                     § 10 Beratung

                  

                  Den Seiten werden zur Beratung im notwendigen Umfang dafür erforderliche Mittel zur Verfügung gestellt.

               

            

         

      

      
                     § 11 Arbeitsweise der Zentralen Kommission

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die/Der Vorsitzende lädt unter Angabe der Tagesordnung spätestens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – vor der Sitzung
                     ein.  2 Sie/Er entscheidet im Einvernehmen mit der/dem stellvertretenden Vorsitzenden über die Eilbedürftigkeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die/Der Vorsitzende lädt ein, wenn
                  

                  
                     	
                        der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl seiner Mitglieder eine klärungsbedürftige
                           Thematik in Form eines Antrags der Zentralen Kommission vorlegt,
                        

                     

                     	
                        eine nach Art. 7 GrO gebildete Kommission mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder
                           eine klärungsbedürftige Thematik in Form eines Antrags der Zentralen Kommission vorlegt,
                        

                     

                     	
                        eine Seite der Zentralen Kommission einen Antrag auf Beschlussfassung gemäß § 3 Abs. 1 stellt. Liegt ein Antrag vor, hat der Arbeitsrechtsausschuss zunächst drei Monate Zeit, sich mit dem Antrag zu befassen.
                           Der Arbeitsrechtsausschuss kann eine Stellungnahme zu dem Antrag abgeben. Nach Ablauf der Dreimonatsfrist ist eine Sitzung
                           der Zentralen Kommission einzuberufen, wenn nicht der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln
                           der Gesamtzahl seiner Mitglieder eine Weiterleitung des Antrags an die Zentrale Kommission ablehnt,
                        

                     

                     	
                        ein Diözesanbischof oder mehrere Diözesanbischöfe gegen einen Beschluss der Zentralen Kommission gemäß § 3 Abs. 1 Einspruch einlegt/einlegen.
                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Ist ein Mitglied verhindert, an einer Sitzung teilzunehmen, so ist die Übertragung des Stimmrechtes auf ein anderes Mitglied
                     derselben Seite zulässig.  2 Ein Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht ausüben.  3 Die Übertragung des Stimmrechtes ist der/dem Vorsitzenden in geeigneter Form nachzuweisen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Eine Sitzung kann nur stattfinden, wenn auf jeder Seite mindestens die Hälfte der Mitglieder, darunter die/der Vorsitzende
                     oder die/der stellvertretende Vorsitzende anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1 Die Sitzungen sind nicht öffentlich.  2 Unbeschadet von Satz 1 ist die Information der nicht in der Zentral-KODA vertretenen Kommissionen und die Beratung mit diesen
                     möglich.  3 Im Einvernehmen zwischen der/dem stellvertretenden Vorsitzenden und der/dem Vorsitzenden können Sachverständige teilnehmen.
                      4 Diese haben kein Stimmrecht.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Zentrale Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Zentrale Kommission fasst Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         1 In Angelegenheiten, die besonders eilbedürftig sind und für die eine mündliche Erörterung entbehrlich ist, können Beschlüsse
                     schriftlich herbeigeführt werden.  2 Ein Beschluss kommt in diesem Fall nur zustande, wenn alle Mitglieder zustimmen.  3 Die/Der Vorsitzende entscheidet im Einvernehmen mit der/dem stellvertretenden Vorsitzenden über die Einleitung dieses Verfahrens.
                  

               

            

         

      

      
                     § 12 Arbeitsweise des Arbeitsrechtsausschusses

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Der Arbeitsrechtsausschuss tritt bei Bedarf zusammen; er soll mindestens zwei Mal im Jahr tagen.  2 Der Bedarf wird von der/dem Vorsitzenden im Einvernehmen mit der/dem stellvertretenden Vorsitzenden festgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die/Der Vorsitzende lädt unter Angabe der Tagesordnung spätestens vier Wochen vorher – in begründeten Eilfällen unter Abkürzung
                     der Ladungsfrist im Einvernehmen mit der/dem stellvertretenden Vorsitzenden – zur Sitzung ein.  2 Sie/Er entscheidet im Einvernehmen mit der/dem stellvertretenden Vorsitzenden auch über die Eilbedürftigkeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Für das Verfahren gilt § 11 Abs. 3 bis 7 sinngemäß, mit der Maßgabe, dass Sitzungen des Arbeitsrechtsausschusses auch stattfinden und Beschlüsse gemäß § 4 gefasst werden können, wenn mindestens sechs Mitglieder der Dienstnehmer- und sechs Mitglieder der Dienstgebervertreter anwesend
                     sind, darunter die/der Vorsitzende und/oder die/der stellvertretende Vorsitzende.  2 Die Vertreter nach § 6 Abs. 2 sind bei der Bestimmung der Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit nicht zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Stellungnahmen zu staatlichen Gesetzgebungsvorhaben, die das Arbeitsrecht betreffen, soll das Katholische Büro den Arbeitsrechtsausschuss
                     angemessen beteiligen.
                  

               

            

         

      

      
                     § 13 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Zentralen Kommission

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Beschluss der Zentralen Kommission gemäß § 3 Abs. 1, der den Erlass von Rechtsnormen zum Gegenstand hat, wird nach Unterzeichnung durch die Vorsitzende/den Vorsitzenden den
                     zuständigen Diözesanbischöfen übermittelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, einen Beschluss in Kraft zu setzen, weil er offensichtlich gegen kirchenrechtliche
                     Normen oder gegen Vorgaben der katholischen Glaubens- und Sittenlehre verstößt, so legt er innerhalb von sechs Wochen nach
                     Zugang des Beschlusses beim Bischöflichen Ordinariat unter Angabe von Gründen Einspruch bei der Zentralen Kommission ein;
                     dabei können Gegenvorschläge unterbreitet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein Einspruch erhoben worden ist, ist der Beschluss in allen Diözesen in Kraft
                     zu setzen und in den Amtsblättern zu veröffentlichen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         1 Im Falle eines Einspruchs berät die Zentrale Kommission die Angelegenheit nochmals.  2 Fasst sie einen neuen Beschluss oder bestätigt sie ihren bisherigen Beschluss, so leitet sie diesen allen Diözesanbischöfen
                     zur Inkraftsetzung zu.  3 Kommt ein solcher Beschluss nicht zustande, so ist das Verfahren beendet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Verfahren ist auch dann beendet, wenn der Diözesanbischof sich nicht in der Lage sieht, einen bestätigten oder geänderten
                     Beschluss in Kraft zu setzen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Soweit ein Beschluss von allen Diözesanbischöfen in Kraft gesetzt wird, findet er auch im Geltungsbereich der Arbeitsvertragsrichtlinien
                     des Deutschen Caritasverbandes Anwendung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Ein Beschluss der Zentralen Kommission, der Empfehlungen gemäß § 3 Abs. 3 zum Gegenstand hat, wird allen aufgrund Art. 7 Grundordnung errichteten Kommissionen zur Beratung zugeleitet.
                  

               

            

         

      

      
                     § 14 Vermittlungsausschuss

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für den Zuständigkeitsbereich der Zentralen Kommission wird ein Vermittlungsausschuss gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vermittlungsausschuss setzt sich unter Wahrung der Parität aus acht Personen zusammen – aus je einer/einem Vorsitzenden
                     der beiden Seiten sowie sechs Beisitzerinnen und Beisitzern.  2 Von den Beisitzerinnen/Beisitzern gehören auf jeder Seite zwei der Zentralen Kommission an; die beiden weiteren Beisitzerinnen/Beisitzer
                     dürfen nicht Mitglied der Zentralen Kommission sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses werden von der Zentralen Kommission für die Dauer von vier Jahren gewählt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Jede Beisitzerin/jeder Beisitzer hat für den Fall der Verhinderung einen Stellvertreter.
                  

               

            

         

      

      
                     § 15 Voraussetzung und Mitgliedschaft im Vermittlungsausschuss

                  

                   1 Die nach § 16 Abs. 1 zu wählenden Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses dürfen nicht dem kirchlichen Dienst angehören.  2 Sie sollen der katholischen Kirche angehören und über fundierte Kenntnisse und Erfahrungen im Arbeitsrecht verfügen.  3 Sie dürfen nicht in der Ausübung der allen Kirchenmitgliedern zustehenden Rechte behindert sein und müssen die Gewähr dafür
                     bieten, dass sie jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl eintreten.  4 Für sie gelten die Vorgaben der „Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
                     § 16 Wahl und Amtsperiode des Vermittlungsausschusses

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Vorsitzenden werden von der Zentralen Kommission nach einer Aussprache mit einer Dreiviertelmehrheit der Gesamtheit ihrer
                     Mitglieder gemeinsam geheim gewählt.  2 Kommt in den ersten beiden Wahlgängen diese Mehrheit nicht zustande, reicht im dritten Wahlgang die einfache Mehrheit der
                     Stimmen.  3 Wird auch diese nicht erreicht, wählen die Dienstgeber- und die Dienstnehmervertreter getrennt je eine/einen Vorsitzende/Vorsitzenden
                     mit mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen.  4 Wählt eine Seite keine(n) Vorsitzende(n), ist nur die/der andere Vorsitzende/Vorsitzender des Vermittlungsausschusses.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Jeweils drei Beisitzerinnen/Beisitzer und ihre Stellvertreter werden von den Dienstgeber- und Dienstnehmervertretern in der
                     Zentralen Kommission gewählt.  2 Für die dabei erforderlichen Mehrheiten gilt Abs. 1 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Die Amtsperiode der beiden Vorsitzenden sowie der Beisitzerinnen und Beisitzer und ihrer Stellvertreter beträgt vier Jahre.
                      2 Bis zur Wahl eines neuen Vermittlungsausschusses nimmt der bestehende Vermittlungsausschuss die Aufgaben wahr, jedoch nicht
                     über die Dauer von sechs Monaten über das Ende seiner Amtsperiode hinaus.  3 Wiederwahl ist zulässig.  4 Das Amt eines Mitglieds erlischt mit seinem Ausscheiden aus der Zentralen Kommission, sofern es Mitglied der Zentralen Kommission
                     ist.  5 Bei vorzeitigem Ausscheiden findet für den Rest der Amtsperiode eine Nachwahl statt.  6 Dazu gilt das Verfahren nach Abs. 1.
                  

               

            

         

      

      
                     § 17 Anrufung des Vermittlungsausschusses

                  

                  Falls im Aufgabenbereich des § 3 Abs. 1 ein Antrag in der Zentralen Kommission nicht die für einen Beschluss erforderliche Mehrheit von drei Vierteln der Gesamtzahl
                     der Mitglieder erhalten hat, jedoch mindestens die Hälfte der Mitglieder dem Beschluss zugestimmt haben, legt die/der Vorsitzende
                     diesen Antrag dem Vermittlungsausschuss vor, wenn auf Antrag wiederum mindestens die Hälfte der Mitglieder für die Anrufung
                     des Vermittlungsausschusses stimmt.
                  

               

            

         

      

      
                     § 18 Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermittlungsausschusses erfolgen auf Veranlassung der beiden Vorsitzenden.  2 Für jedes Vermittlungsverfahren wird jeweils zu Beginn des Verfahrens einvernehmlich von den Mitgliedern festgelegt, welche(r)
                     der beiden Vorsitzenden die Sitzung nach pflichtgemäßem Ermessen leitet und welche(r) unterstützend teilnimmt.  3 Kommt keine solche einvernehmliche Festlegung zustande, entscheidet das Los.  4 Die/Der leitende Vorsitzende kann im Benehmen mit der/dem weiteren Vorsitzenden Sachverständige hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermittlungsausschuss einen gemeinsamen Vermittlungsvorschlag.  2 Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer Mehrheit von mindestens vier Stimmen über den Vermittlungsvorschlag.  3 Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig.  4 Bei der Abstimmung haben die beiden Vorsitzenden gemeinsam nur eine Stimme.  5 Sollten beide Vorsitzende sich nicht auf einen Vermittlungsvorschlag einigen können, ist das Verfahren beendet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Scheidet die/der leitende Vorsitzende während des Verfahrens aus dem Amt aus oder ist dauerhaft krankheitsbedingt oder aus
                     anderen Gründen an der Wahrnehmung des Amtes verhindert, wird die/der andere leitende(r) Vorsitzende(r).  2 Die dauerhafte Verhinderung ist durch die/den Vorsitzende(n) und die/den stellvertretende(n) Vorsitzende(n) festzustellen.
                      3 Scheidet eine(r) der beiden Vorsitzenden aus dem Amt aus bzw. ist eine(r) der beiden Vorsitzenden dauerhaft verhindert, so
                     hat binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens bzw. ab dem Zeitpunkt der Feststellung der dauerhaften
                     Erkrankung oder Verhinderung eine Neuwahl zu erfolgen.  4 Solange ruht das Verfahren.  5 Eine Neuwahl für den Rest der Amtsperiode findet auch dann statt, wenn die/der Vorsitzende im Sinne des § 16 Abs. 1 S. 4 aus dem Amt ausgeschieden ist oder dauerhaft verhindert ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Vermittlungsverfahren soll spätestens zehn Wochen nach Anrufung des Vermittlungsausschusses mit einem Vermittlungsvorschlag
                     oder mit der Feststellung abgeschlossen werden, keinen Vermittlungsvorschlag unterbreiten zu können.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         1  Der Vermittlungsausschuss kann im Einvernehmen mit beiden Vorsitzenden die Verbindung verschiedener Vermittlungsverfahren
                     beschließen, wenn die Verfahrensgegenstände in sachlichem oder rechtlichem Zusammenhang stehen.  2 Nach der Verbindung ist entsprechend Abs. 1 ein(e) leitende(r) Vorsitzende(r) zu bestimmen, wenn kein(e) solche(r) nach § 18 gewählt ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich.
                  

               

            

         

      

      
                     § 19 Verfahren zur ersetzenden Entscheidung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Stimmt die Zentrale Kommission im Falle des § 18 dem Vermittlungsvorschlag nicht mit mindestens drei Viertel der Gesamtheit ihrer Mitglieder innerhalb einer Frist von acht
                     Wochen zu oder entscheidet die Zentrale Kommission nicht gemäß § 11 Abs. 7 oder 8 selbst über die Angelegenheit, hat sich der Vermittlungsausschuss erneut mit der Angelegenheit zu befassen, wenn mindestens
                     die Hälfte der Gesamtzahl der Mitglieder der Zentralen Kommission dies beantragt.  2 Das Verfahren ist nicht öffentlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer Mehrheit von mindestens vier Stimmen über den Vermittlungsvorschlag.  2 Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig.  3 Die beiden Vorsitzenden haben gemeinsam nur eine Stimme.  4 Der Vermittlungsspruch tritt an die Stelle eines Beschlusses der Zentralen Kommission, der dann den Diözesanbischöfen zur
                     Inkraftsetzung gemäß § 13 vorgelegt wird.  5 Die/Der Vorsitzende des Vermittlungsausschusses setzt die Zentrale Kommission unverzüglich über den Vermittlungsspruch, der
                     dem Diözesanbischof zugeleitet wird, in Kenntnis.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kommt eine ersetzende Entscheidung im Vermittlungsausschuss nicht zustande, bleibt es bei der bisherigen Rechtslage.
                  

               

            

         

      

      
                     § 20 Vorbereitung der Sitzungen

                  

                  Der Arbeitsrechtsausschuss bereitet bei Bedarf die Sitzungen des Zentralen Kommission vor.

               

            

         

      

      
                     § 21 Ausschüsse

                  

                  Für die Bearbeitung ihrer Aufgaben können die Zentrale Kommission und der Arbeitsrechtsausschuss ständige oder zeitlich befristete
                     Ausschüsse einsetzen.
                  

               

            

         

      

      
                     § 22 Kosten

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         1 Für die Sitzungen der Zentralen Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses, der anderen Ausschüsse sowie für die laufende Geschäftsführung
                     und die Beratung der Vertreter der Mitarbeiter stellt der Verband der Diözesen Deutschlands im erforderlichen Umfang Raum,
                     Geschäftsbedarf und Personalkräfte zur Verfügung und trägt die notwendigen Kosten.  2 Zu den notwendigen Kosten gehören auch die Kosten für Unterbringung und Verpflegung.  3 Der Verband der Diözesen Deutschlands trägt auch die durch die Freistellung gemäß § 9 dem jeweiligen Dienstgeber entstehenden Personalkosten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen trägt das entsendende Bistum bzw. der Deutsche Caritasverband nach Maßgabe der jeweils erlassenen Reisekostenordnung
                     die Reisekosten für die Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         1 Der/Dem Vorsitzenden und der/dem stellvertretenden Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses kann eine Aufwandsentschädigung
                     oder eine Vergütung gewährt werden, wenn sie nicht im kirchlichen Dienst stehen.  2 Die Kosten hierfür trägt der Verband der Diözesen Deutschland.  3 Er trägt für diese Personen auch die während ihrer Amtsausübung anfallenden notwendigen Reisekosten.
                  

               

            

         

      

      
                     § 23 In-Kraft-Treten

                  

                   1 Diese Ordnung tritt zum 1. Januar 2014 in Kraft.  2 Gleichzeitig tritt die Zentral-KODA-Ordnung in ihrer bisherigen Fassung (ABl. 1999, S. 25) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Der Begriff „KODA“ ist ein Akronym und setzt sich aus den Anfangsbuchstaben folgender Wörter zusammen: Kommission zur Ordnung
               des diözesanen Arbeitsrechts.
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